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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 156/12 B 
 
L 1 R 13/10 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 1 R 541/07 (SG Osnabrück) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. November 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 16. März 2012 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 16.3.2012 hat das LSG Niedersachsen-Bremen einen Anspruch der Klägerin auf 

Rente wegen Erwerbsminderung verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden Verfahrensmängel geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist.  

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beru-

hen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. 

 

Soweit die Klägerin eine Verletzung der Amtsermittlungspflicht und damit sinngemäß einen Ver-

stoß gegen § 103 SGG geltend macht, lässt sie die besonderen Anforderungen der Sachaufklä-

rungsrüge unbeachtet. Denn nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann ein Verfahrensmangel 

"auf eine Verletzung des § 103 nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag be-

zieht, dem das Landessozialgericht ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist". Die Be-

schwerdebegründung gibt jedoch weder Fundstelle noch Wortlaut eines prozessordnungskon-

formen Beweisantrags wieder und legt auch nicht dar, die im Berufungsverfahren rechtskundig 

vertretene Klägerin habe einen derartigen Beweisantrag - im hier maßgeblichen Sinn der ZPO - 

bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung vor dem LSG durch einen entsprechenden Hin-

weis zu Protokoll aufrechterhalten bzw - wie hier bei einer Entscheidung ohne mündliche Ver-

handlung - den zuvor bereits formulierten Beweisantrag gleichzeitig wiederholt. Der Beweisan-
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trag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion (vgl hierzu BSG SozR 1500 § 160 Nr 67 

S 73) und soll der Tatsacheninstanz unmittelbar vor der Entscheidung signalisieren, dass ein 

Beteiligter die gerichtliche Sachaufklärungspflicht in einem bestimmten Punkt noch nicht als 

erfüllt ansieht (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21 und Nr 31 S 52).  

 

Deshalb genügt es nicht, wenn die Klägerin vorträgt, sie habe "in ihrem Begründungsschriftsatz 

zur Berufung mit Datum vom 18.02.2010 ihren detaillierten Vortrag zur 'Krankheitsgeschichte' 

sowie zu den daraus resultierenden Beeinträchtigungen und der weiteren Feststellung, wonach 

bei ihr die persönlichen und medizinischen Voraussetzungen für die Gewährung der Rente vor-

liegen unter das Beweisangebot eines 'Sachverständigengutachtens' gestellt". Dass ein Be-

weisantrag im Erörterungstermin vom 29.2.2012 aufrechterhalten worden ist, hat die Klägerin 

nicht vorgetragen.  

 

Soweit die Klägerin mit der Verletzung der Amtsermittlungspflicht gleichzeitig eine Verletzung 

des rechtlichen Gehörs rügt, fehlt es an ausreichenden Darlegungen. Zwar kann der Anspruch 

auf Gewährung rechtlichen Gehörs (§ 62 SGG, Art 103 Abs 1 GG) verletzt sein, wenn die Nicht-

berücksichtigung eines Beweisantrags im Prozessrecht keine Stütze mehr findet (vgl 

BVerfGE 50, 32, 35 f; 69, 141, 144; BVerfG <Kammer> Beschluss vom 24.10.2007 - 1 BvR 

1086/07 - BVerfGK 12, 346, 350 f). Allerdings dürfen auch in diesen Fällen die besonderen ge-

setzlichen Anforderungen an die Sachaufklärungsrüge durch ein Ausweichen auf die Gehörs-

rüge nicht umgangen werden (Senatsbeschluss vom 22.10.2008 - B 5 KN 1/06 B - Juris 

RdNr 15; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 18 RdNr 6, 9). Andernfalls liefen die Beschränkungen, die 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG für die Sachaufklärungsrüge normiert, im Ergebnis leer (BSG 

SozR 4-1500 § 160 Nr 12 RdNr 7). Deshalb hängt die Zulässigkeit der Beschwerde jedenfalls 

von den Voraussetzungen der Sachaufklärungsrüge ab. Den sich daraus ergebenden Erforder-

nissen wird die Beschwerdebegründung - wie dargestellt - aber nicht gerecht. Soweit diese 

letztlich im Kern das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) des LSG angreift, 

kann eine Verfahrensrüge nach der ausdrücklichen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG hierauf nicht gestützt werden.  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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